
Vorsitz: Martin Schulz (SPD)
Gründung: 1925
Mitarbeiter: 1.545
Büros: 106 (Ausland), 18 (Inland)
Budget (2021): 194 Millionen Euro

Schwerpunkte:
Frieden und Sicherheit, Soziale Demokra-
tie, Gute Arbeit und gerechte Wirtschaft,
Energie- und Klimagerechtigkeit

Vorsitz: Norbert Lammert (CDU)
Gründung: 1955 (ab 1964 als KAS)
Mitarbeiter: 1.738
Büros: 113 (Ausland), 18 (Inland)
Budget (2022): 219,39 Mio. Euro

Schwerpunkte:
Förderung von Demokratie und Recht-
staat, Menschen- und Bürgerrechten so-
wie der Prinzipien einer Sozialen Markt-
wirtschaft, Kooperation mit Parteien und
Parlamenten, Stärkung der europäischen
Integration, der transatlantischen Bezie-
hungen und des deutsch-israelischen Ver-
hältnisses

Vorsitz: Imme Scholz und
Jan Philipp Albrecht (Grüne)
Gründung: 1997 (Vorgängerorganisa-
tionen ab 1986)
Mitarbeiter: 232
Büros: 33 (Ausland), 16 eigenständi-
ge Landesstiftungen (Inland)
Budget (2021): rund 80 Mio. Euro

Schwerpunkte:
Ökologie, Demokratie, Geschlechterge-
rechtigkeit und Menschenrechte

Vorsitz: Karl-Heinz Paqué (FDP)
Gründung: 1958
Mitarbeiter: 237
Büros: 44 (Ausland), 10 (Inland)
Budget (2023): 87,1 Mio. Euro

Schwerpunkte:
Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit;
soziale Marktwirtschaft mit besonderem
Fokus auf Jung-Unternehmertum, Start-
ups sowie dem Konzept wirtschaftlicher
Freiheit; Netzwerk- und Beratungsarbeit
mit liberalen Parteien; Innovation und Di-
gitalisierung; Sicherheitspolitik und Fra-
gen der internationalen Ordnung

Vorsitz: Markus Ferber (CSU)
Gründung: 1966/1967
Mitarbeiter: 229
Büros: 58 (Ausland), 3 (Inland)
Budget: 75,78 Mio. Euro

Schwerpunkte:
Stärkung der Zivilgesellschaft, Bürgerbe-
teiligung und Förderung des Rechtsstaa-
tes, Bildung und Capacity Building, Sensi-
bilisierung des Umweltbewusstseins, Be-
ratung von Entscheidungsträgern in Poli-
tik,Wirtschaft und Verwaltung.

Vorsitz: Heinz Bierbaum (Linke)
Gründung: 1990 (ab 2000 als RLS)
Mitarbeiter: 296
Büros: 26 (Ausland), 18 (Inland)
Budget: rund 77,5 Mio. Euro

Schwerpunkte:
Durchsetzung Globaler Sozialer Rechte,
ökologische und gerechte Transformation
der Gesellschaft, Stärkung linker Organi-
sierung, Internationale Solidarität, ge-
rechte Wirtschaftsordnung und Frieden

POLITISCHE STIFTUNGEN

Feine Antennen
INTERNATIONAL Parteistiftungen im Ausland – ein Blick nach Kenia, Brasilien und in die Türkei

W
alter Glos klingt
traurig am Telefon.
Seit am 6. Februar
2023 eines der
schwersten Erdbe-
ben der vergange-

nen Jahrzehnte den Südwesten der Türkei
erschüttert hat, befindet sich das Land im
Ausnahmezustand – und auch im Aus-
landsbüro der Konrad-Adenauer-Stiftung
(KAS) in Ankara geht seither fast nichts
mehr. „Fast alle staatlichen Institutionen,
aber auch viele Partnerorganisationen, mit
denen wir überall im Land zusammenar-
beiten, sind mit den Folgen des Bebens be-
schäftigt“ erzählt der Büro-
leiter. „Hier ist gerade alles
andere als business as usu-
al“, bedauert er. Die CDU-
nahe Stiftung musste vor-
erst alle ihre Projekte absa-
gen.
So wie der KAS geht es
auch den Politischen Stif-
tungen von SPD, FDP und
Grünen. Seit vielen Jahren
engagieren sie sich in der
Türkei, machen wie in vie-
len anderen Ländern der
Welt auch politische Bil-
dungsarbeit, organisieren Veranstaltungen
und Austausche, fördern unabhängige Me-
dien, vergeben Stipendien und suchen den
Dialog zu Themen, die für das bilaterale
Verhältnis von Bedeutung sind. Die Kata-
strophe stellt sie nun vor neue Herausfor-
derungen, organisatorisch und konzeptio-
nell. „Die politischen Folgen des Erdbe-
bens sind noch unklar, und auch der Wie-
deraufbau hat ja nicht nur eine wirtschaft-
liche Dimension“, sagt Henrik Meyer, Lei-
ter des Büros der SPD-nahen Friedrich-
Ebert-Stiftung (FES) in Istanbul, und ver-
weist unter anderem auf die Millionen
Menschen, die durch das Beben zu Binnen-
flüchtlingen geworden sind. „Als sozialde-
mokratische Stiftung, die sich mit guter Ar-
beit und sozialer Gerechtigkeit beschäftigt,
fragen wir uns natürlich, welche Themen
sich daraus für uns entwickeln.“ Mit seinen
neun Mitarbeitern, darunter acht türkische
Ortskräfte, sei er dazu gerade in einem
„Gedankenprozess“.

Heikle Themen Die sechs in Deutschland
aus dem Bundeshaushalt geförderten Stif-
tungen (siehe Infokästen) haben Auslands-
büros überall auf dem Globus, in den Staa-
ten des globalen Südens genauso wie in
Übersee, in der arabischen Welt oder den
asiatischen Nachfolgestaaten der Sowjet-
union. Die Idee dazu hatte im Jahr 1961
Bundeskanzler Konrad Adenauer (CDU),
der im selben Jahr auch das Bundesminis-
terium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (BMZ) aus der Taufe
hob. Beide Institutionen sollten die jungen
Staaten Afrikas und Asiens bei ihrer Ent-
wicklung und dem Aufbau der Wirtschaft

unterstützen, die Stiftungen allerdings un-
abhängig von der Bundesregierung – ob-
wohl sie Geld aus den Töpfen verschiede-
ner Bundesministerien bekommen, han-
deln sie ausdrücklich nicht in ihrem Auf-
trag. Vielmehr setzen ihre Auslandsbüros
eigenständig Themenschwerpunkte. Sie su-
chen sich selbst ihre Partner vor Ort und
sind nicht an das Neutralitätsgebot zwi-
schenstaatlicher Beziehungen gebunden.
Die internationale Arbeit der deutschen
Stiftungen ist in dieser Form einzigartig in
der Welt. Und sie öffnet Türen, die der Di-
plomatie bisweilen verschlossen bleiben,
„Wir können andere Dinge tun, weil wir

anders wahrgenommen
werden als zum Beispiel die
Botschaften“, bestätigt Wal-
ter Glos. Für Deutschland
und seine internationalen
Beziehungen sei das ein
„großer Vorteil“.
CDU und SPD sind mit ih-
ren Stiftungen schon seit
den 1980er Jahren in der
Türkei vertreten. Während
die FES vor allem mit Ge-
werkschaften und zivilge-
sellschaftlichen Organisa-
tionen zusammenarbeitet,

kooperiert die KAS eng mit politischen
Parteien und Parlamenten und sucht den
Dialog mit der Wirtschaft und Akteuren
der Außen- und Sicherheitspolitik. Am
Bosporus heißt das, auch Themen anzu-
sprechen, die im deutsch-türkischen Ver-
hältnis seit Jahrzehnten für Spannungen
sorgen: Migration, EU-Integration, Rechts-
staatlichkeit.
„Unser Vorteil ist, dass wir in beide Rich-
tungen Antennen haben“, sagt Henrik Mey-
er. „Wir können deutsche Stimmen in die
türkische Debatte tragen und türkische
Stimmen in die deutsche. Damit können
wir oft andere Einsichten vermitteln als
zum Beispiel Diplomaten.“ Auf diese Weise
sollen auch Arbeitnehmer in der Türkei
vom Engagement der Ebert-Stiftung profi-
tieren. Seit am 1. Januar 2023 in Deutsch-

land das Gesetz für Sorgfaltspflichten in
den Lieferketten in Kraft getreten ist und
Zulieferer im Ausland ab einer bestimmten
Mitarbeitergröße auf die Wahrung der Men-
schenrechte sowie von Umwelt- und Sozi-
alstandards achten müssen, bringt die FES
Gewerkschafter aus beiden Ländern zusam-
men, damit das Gesetz vor Ort tatsächlich
zu besseren Arbeits- und Produktionsbe-
dingungen führt.

Neuer Schwung Fast 11.000 Kilometer
Luftlinie von Ankara entfernt beschäftigen
Annette von Schönfeld ganz andere The-
men. Seit bald sechs Jahren leitet sie das
Auslandsbüro der Heinrich-Böll-Stiftung in
Rio de Janeiro und kümmert sich dort mit
neun Mitarbeitenden und in Kooperation
mit brasilianischen Nichtregierungsorgani-
sationen und Universitäten um grüne Kern-
themen: Menschenrechte, Genderfragen,
Energiewende, Umweltpolitik. Auch Me-
dienförderung steht auf dem Programm,
„um den extremen Rechten in Brasilien, die
im Internet und in der Nicht-Mainstream-
Kommunikation sehr stark sind, etwas ent-
gegenzusetzen“. Dafür hat die Stiftung Ende
letzten Jahres unter anderem ein Treffen
mit Influencern und Podcast-Machern or-
ganisiert, das auf „großes Interesse“ gesto-
ßen sei, erzählt von Schönfeld.
Die Stiftung könnte noch sehr viel mehr
machen, sagt sie. „Brasilien ist ein unglaub-
lich großes Land mit vielen Herausforde-
rungen. Und uns stehen hier viele Türen zu
interessanten Akteuren offen.“
Im Januar 2019, nach der Wahl des rechts-
populistischen Politikers Jair Bolsonaro
zum Präsidenten, machten sich die in Bra-
silien vertretenen deutschen Parteistiftun-
gen allerdings Sorgen. Neben der Böll-Stif-
tung haben auch KAS, FES und die Linken-
nahe Rosa-Luxemburg-Stiftung Büros im
Land, sie fürchteten, dass sie ihre Arbeit so
nicht würden fortsetzen können. „Wir ha-
ben erwartet, dass es viele Hindernisse ge-
ben würde“, sagt von Schönfeld. „Aber
durch die Corona-Pandemie ist im politi-
schen Alltag viel liegengeblieben.“ Zu der

angekündigten Auseinandersetzung mit zi-
vilgesellschaftlichen Organisationen kam
es nicht, „und wir konnten normal weiter-
arbeiten“. Gegenüber Umweltaktivisten
und indigenen Führungspersönlichkeiten
hätten Gewalt und Konflikte jedoch zuge-
nommen, „und einige unserer Partner hat-
ten Probleme, von den Banken Geld aus
dem Ausland zu bekommen“. Nun hofft
von Schönfeld, dass unter dem linken Prä-
sidenten Lula da Silva neuer Schwung in
die Arbeit kommt – besonders in der Um-
weltpolitik. „Da sind die Gesprächskanäle
wieder offen und viele Organisationen su-
chen den Austausch mit uns.“
Eine ähnliche Offenheit
fand Annette Schwandner
in Kenia vor, wo sie vor
knapp zweieinhalb Jahren
die Leitung des Länderbü-
ros der Konrad-Adenauer-
Stiftung in Nairobi über-
nahm. Dort stand sie, kurz
vor den kenianischen Wah-
len, allerdings vor einer an-
deren Herausforderung: In
dem ostafrikanischen Land
gab es keine Parteien, die
mit den deutschen annä-
hernd vergleichbar gewe-
sen wären, berichtet sie am Telefon. „Das
waren mehr oder weniger spontane Verei-
nigungen, die dazu dienten, Personen aus
unterschiedlichen Stämmen in Positionen
zu bringen.“ Bei früheren Wahlen sei es
entsprechend turbulent und oft auch ge-
waltsam zugegangen, erzählt sie. Als sich
die Wahlen im Sommer 2022 näherten,
fragte sie daher bei den Politikern an, wie
sie sich diesmal den Wahlkampf vorstell-
ten und mit welchen Themen sie antreten
wollten. „Da kam wenig zurück. Ihnen war
nicht klar, dass es nicht reicht zu sagen, ich
heiße Soundso, bitte wählt mich.“
Schwandner und ihre Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter unterstützten die beiden
Partnerparteien der KAS in Kenia darauf-
hin bei der Vorbereitung der Wahlen. Sie
erarbeiteten mit ihnen konkrete Wahlpro-
gramme („von der ersten Idee bis zur
Drucklegung“) und bildeten lokale Wahl-
helfer aus. Für letztere entwickelte die KAS
eine App, um auch Helfer in entlegeneren
Regionen erreichen zu können.
Über den Wahltag berichtet Schwandner
mit hörbarem Stolz. „Der ist so friedlich
und gut organisiert wie nie verlaufen. Die
Menschen standen ab sechs Uhr morgens
in einer ewig langen Schlange und haben
geduldig gewartet, bis sie reingelassen wur-
den und ihre Wahlscheine erhielten. Sowas
habe ich noch nie erlebt.“

Große Skepsis Dass die Parteistiftungen
im Ausland so frei arbeiten können wie in
Kenia oder Brasilien, ist allerdings nicht
selbstverständlich. Viele Regierungen ha-
ben in den vergangenen Jahren Gesetze er-
lassen, um die Aktivitäten ausländischer

Organisationen zu erschweren oder gar zu
verhindern, etwa in Russland. Dort hat erst
das 2012 verabschiedete „Agenten-Gesetz“
zu erheblichen Einschränkungen geführt.
Im April vergangenen Jahres entzogen die
russischen Behörden schließlich allen deut-
schen Parteistiftungen die Registrierung;
sie mussten ihre Arbeit einstellen.
In Ägypten wurden 2018 Dutzende NGO-
Mitarbeiter, darunter auch zwei KAS-Vertre-
ter, wegen unrechtmäßiger Finanzierung
aus dem Ausland und Unruhestiftung zu
langen Haftstrafen verurteilt; die Stiftungs-
mitarbeiter und einige andere Inhaftierte
wurden erst nach internationalen Protesten

freigesprochen. Hier, wie
auch in Afghanistan und
Myanmar, hat die Stiftung
heute keine Büros mehr.
Auch das Arbeiten in der
Türkei „war immer schon
etwas kompliziert für Orga-
nisationen wie uns“, sagt
FES-Vertreter Henrik Meyer.
In den 35 Jahren ihrer Prä-
senz habe es für die Stif-
tung schwierige Momente
gegeben, „in denen nicht
immer klar war, ob wir un-
sere Arbeit weiterführen

können“. Zuletzt habe sich die Lage noch-
mals verschärft. Neue bürokratische Aufla-
gen und komplizierte Melde- und Nach-
weispflichten machten die Arbeit mühsam,
berichten die Stiftungsmitarbeiter.
„Wir stehen hier immer im Fokus“, sagt
auch Walter Glos von der KAS. Besonders
bei Aktivitäten im Bereich der Zivilgesell-
schaft, der Meinungs- und Pressefreiheit
seien die Handlungsspielräume eher einge-
schränkt. „Und gerade vor Wahlen werden
Themen wie Rechtsstaatlichkeit und Wahl-
sicherheit natürlich nicht gern gesehen.“
Aber Glos geht offen damit um. „Ich kon-
frontiere die entsprechenden Akteure da-
mit. Außerdem binde ich die notwendigen
staatlichen Stellen immer mit ein und sie
sind stets eingeladen, an den Veranstaltun-
gen teilzunehmen.“ Letztlich, glaubt er,
„schätzt die politische Führung, dass wir
Dinge tun, die für das Land und die Bezie-
hungen zur EU und zu Deutschland von
besonderer Bedeutung sind“.
In der Türkei gebe es außerdem nach wie
vor eine sehr lebendige Zivilgesellschaft,
ergänzt Meyer. „Die lässt sich den Mund
nicht verbieten und diskutiert viel kriti-
scher als wir oft denken.“ Die FES finde da-
her problemlos die Partner, mit denen sie
zusammenarbeiten will.
Beide Stiftungsvertreter hoffen, dass sie im
Laufe des Monats wieder ihre Arbeit auf-
nehmen können. Denn die sei trotz aller
Hindernisse und Herausforderungen uner-
lässlich, findet Meyer. „Uns geht es um ge-
sellschaftlichen Austausch und den Erhalt
von Freiräumen. Das ist wichtig für die Zu-
kunft einer Demokratie, egal ob in der Tür-
kei oder anderswo.“ Johanna Metz T

Andere Länder, andere Themen:Während die Konrad-Adenauer-Stiftung jüngst in Kenia die Wahlen unterstützte (links), arbeitet die Friedrich-Ebert-Stiftung in der Türkei und anderswo eng mit Gewerkschaftsvertreterinnen wie
Arzu Cerkezoglu zusammen (oben re.). In Brasilien setzt sich die Heinrich-Böll-Stiftung unter anderem für junge Medienschaffende ein (u.re.) © Konrad-Adenauer-Stiftung/picture-alliance/ZUMAPRESS.com/Tolga Ildun/Beta Iribarrem

»Wir können
andere Dinge
tun, weil wir
anders wahr-
genommen-
werden.«
Walter Glos,

KAS-Büro Ankara

»Uns
stehen viele
Türen zu

interessanten
Akteuren
offen.«

Annette von Schönfeld,
Böll-Stiftung in Rio

Annette Schwandner (Mitte) von der Konrad-Adenauer-Stiftung im Gespräch mit kenia-
nischen Politikern im Vorfeld der Wahlen im Sommer 2022. © KAS
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